Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 
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Aulrag 

der Fraktion der Bayernpartei 


betr. § 52 Absatz 3 des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen. 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, ehestmöglich ein Gesetz vorzu- 
legen, durch welches sie ermächtigt wird, durch Rechtsverordnung 
die sich aus der Vorschrift des § 52 Absatz 3 des Gesetzes vom 
11. Mai 1951 (BGBl. S. 307) ergebenden Härten grundsätzlich und 
allgemein abzuwenden und auszugleichen. Die Ermächtigung soll 
zum Inhalt und Zweck haben, 

1. die Zahlung der Rückstände von Löhnen und Gehältern aus 
der Zeit vor dem 8. Mai 1945, 

2. die Gewährung eines Übergangsgeldes von zwei Monatsbezügen, 

3. die Gewährung einer Pauschalentschädigung für die Nichtein- 
haltung der Kündigungsfristen, 

4. die vor Bewerbern gleicher Eignung bevorzugte Einstellung der 
nach § 52 Absatz 3 entlassenen Angestellten und Arbeiter bei 
allen neu zu errichtenden öffentlichen Dienststellen sicherzustellen. 


Bonn, den 6. Juli 1951 


Dr. Etzel (Bamberg) 

Dr. Seelos und Fraktion 
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